
II-~8~der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalra~ 
XII!. Cesetzgebungsperiode 

P ·~s.". 12. Dez. 1974 rn . 
i:ll , .• _______ ~-------

der Abg. r.1elter 

und Genossen 

An fra ge 

an den Herrn Bundesminister für soziale Venval tung 

betreffend \'lohnungsbeihilfenrecht 

Sm'lohl in der Fragestunde vom 28. November 1974 als auch 
1'n der letzten Sitzung des S04ialausschusse~ blieb die 
an Sie gerichtete Frage, welche jährlichen L~erschüsse 
aus der Einhebung des ~vohnungsbeihilfenbei trages erzielt 
und dem Finanzminister zur anderweitigen Ve~Nendung zu-
ge\~iesen 'wurden, unbeantwortet 0 • 

:-Jeiters wurden Sie gebeten, jenen Entwurf eines Gesetzes, 
der die Ablösung des "Tohnungsbeihilfengesetzes durch z\\'eck~ 
mäßigere Regelungen vorsieht, bekanntzugeben. . 
Trotz Ihrer BehauptlliVJ.g, daß Sie diesen Ent'wurf den Sozial­
partnern bereits. zur Kenntnis gebracht hätten~ haben Sie 
die !Jbergabe an die r,u tglieder des Sozialausschusses 
ven'leigert. 

Dies stellt eine Vorgangsweise dar, die als Hohn für die 
Volksvertretung bezeichnet werden muß. 

Die unterzeichneten Abgeordrieten richten daher an den 
Herrn Bundesminister für soziale Ver\'lal tung die 

A n fra g e : 

1. \'lelche Beträge sind in den Jahren 1966 - 1974 aus dem 
. \'Johnungsbeihilfenbei trag dem l"inanzminister zur ander­
'."ei tigen VeI"'.'rendung zugewiesen worden? 

2. '-TeIche Überschüsse aus den j'lbhnungsbeihilfenbeitrag. t'ierden . 
iUr die Zeit der vorgesehenen Übergangsregelung, d. i. in 
den Jahren 1975/1976,er':lartet? 

3. ':Jelchen1-!ortlauth:lt der Ent~'lUrf eines Gesetzes zur Ab­
lösung des "lohnungsbeihilfenrechtes, der Ihren Angc~ben 

'zufolge den Sozialpartnern bereits zur Stellungnahme 
Ub::;:r'nittelt \\'orden ist? 
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